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Der Kommentar
Andreas Hilka, Frankfurt am Main

Klimaziele in der bAV?
Einrichtungen der betrieblichen Alters-
versorgung (EbAV) dienen einem sozi-
alen Zweck und leisten zusammen mit 
den Arbeitgebern einen wichtigen Bei-
trag zur Altersversorgung von Millionen 
von Menschen. So gab es in Deutsch-
land laut BaFin-Erstversicherungsstatis-
tik Ende 2017 bei Pensionskassen und 
Pensionsfonds 8,58 Mio. Versorgungs-
anwärter und rund 1,5 Mio. Leistungs-
empfänger. 

Bei leistungsorientierten Zusagen gehen 
Arbeitgeber und EbAV über Jahrzehn-
te laufende Verbindlichkeiten ein. Ziel 
der Vermögensanlagetätigkeit der EbAV 
ist es dabei, durch Art, Umfang und 
Qualität der Deckungsmittel die Erfüll-
barkeit der Verpflichtungen dauerhaft 
zu gewährleisten. Gemäß den Vorgaben 
des VAG sind die Vermögensanlagen der 
EbAV nach dem Grundsatz der unterneh-
merischen Vorsicht u.a. so anzulegen, 
dass Sicherheit, Qualität, Liquidität und 
Rentabilität des Portfolios sichergestellt 
werden. Auf den Finanzmärkten agieren 
EbAV daher als Langfristinvestoren. 

Als Teil der Verantwortung im Umgang 
mit den anvertrauten Mitteln wird 
gesellschaftlich und politisch aber in 
zunehmendem Umfang auch die expli-
zite Berücksichtigung von nicht-finan-
ziellen Zielen in der Kapitalanlage ver-
standen und eingefordert. Institutionelle 
Investoren beziehen daher zunehmend 
umweltbezogene und soziale Aspek-
te sowie solche guter Unternehmens-
führung (Environmental-, Social und 
Governance- (ESG) Faktoren) bei ihren 
Anlageentscheidungen mit ein. Dabei 
ist die Definition von Nachhaltigkeit in 
der Kapitalanlage bis heute ein fortlau-
fender Prozess mit teilweise sehr unter-
schiedlichen normativen und metho-
dischen Auffassungen. Hinzu kommt 
eine überwiegend nicht vorhandene 
Datenlage. Informationsanforderungen, 
in welchem Umfange ESG-Kriterien in 
der Kapitalanlage Berücksichtigung fin-
den, bestehen bereits seit der Novellie-
rung des VAG im Jahre 2005. Seitdem 
müssen Pensionskassen, Pensionsfonds 
und Anbieter von Direktversicherungen 
die Versorgungsberechtigten grundsätz-
lich schriftlich bei Vertragsschluss sowie 
jährlich schriftlich darüber informieren, 
ob und wie der Anbieter ethische, sozi-
ale und ökologische Belange bei der 
Verwendung der eingezahlten Beiträge 
berücksichtigt.

der Kapitalanlage, eine zu erweiternde 
Risikomanagementsystematik und eine 
angemessen veränderte, zukünftige Auf-
sichtspraxis über die EbAV. Diese hat 
die KOM im Mai 2018 im Rahmen ihres 
Aktionsplanes „Finanzierung nachhalti-
gen Wachstums“ mit drei Verordnungs-
vorschlägen aufgegriffen und sich dabei 
einem ambitionierten Zeitplan mit Blick 
auf die EP-Wahl im Mai 2019 unterwor-
fen. Bis Ende des 2. Quartals 2019 und 
damit vor dem Ende der Amtszeit der 
KOM sollen diese Verordnungen gelten-
des Recht schaffen1:

Die „Taxonomie-Verordnung“ (COM 
(2018)353) definiert sechs konkrete EU-
Umweltziele und sieht darüber hinaus 
die Schaffung eines einheitlichen EU-
Klassifikationssystems („taxonomy“) für 
nachhaltige Wirtschaftstätigkeiten vor. 
Zur Erarbeitung einer EU-Taxonomie für 
ökologisch-nachhaltige Wirtschaftstätig-
keiten, die Schaffung eines EU-Green-
Bond-Standards und die Erstellung einer 
Kategorie von „Low Carbon“-Indizes, 
die von Vermögensverwaltern und Port-
foliomanagern als Benchmark für eine 
kohlenstoffarme Anlagestrategie ver-
wendet werden können, hat die KOM 
eine sog. „Technical Expert Group on 
Sustainable Finance (TEG)“ eingesetzt. 
Zwischenzeitlich wurde von ihr ein sog. 
„Taxonomy pack for feedback and work-
shops invitations“ mit zahlreichen Fra-
gen veröffentlicht. Fragen können bis 
zum 22.2.2019 beantwortet werden.

Die „Offenlegungsverordnung“ (COM 
(2018)354) sieht konkrete Anforderun-
gen an die Offenlegung von Informa-
tionen darüber vor, wie institutionelle 
Anleger Umwelt-, soziale und Gover-
nance-Faktoren in ihren Anlageentschei-
dungen und Risikomanagementprozes-
sen berücksichtigen. Besonders kritisch 
ist die im Entwurf in Artikel 10 vorge-
sehene Ermächtigung der KOM, über 
delegierte Rechtsakte die EbAV-II-RL zu 
ändern. Der ECON-Bericht zur Offenle-
gungsverordnung enthält unverändert 
den von der KOM vorgeschlagenen Arti-
kel 10 zur Änderung der EbAV-II-RL. 
Im Gegensatz dazu sieht die Ratspo-
sition eine Löschung von Artikel 10 
vor. Die EbAV-II-RL würde damit nicht 
verändert; detailliertere Regelungen für 

1	 Alle im weiteren Text referenzierten Dokumente 
finden sich auf der Homepage der aba unter htt-
ps://www.aba-online.de/nachhaltige-kapitalanla-
ge.html.

Auf europäischer Ebene wird verstärkt 
seit dem Pariser Klimaakkord im Jahre 
2015 der Einbezug von Klimarisiken in 
die Anlagepolitik von institutionellen 
Investoren und von EbAV im Beson-
deren diskutiert. Die Verpflichtung zur 
Offenlegung wurde in der Neufassung 
der EU-Richtlinie für EbAV 2016/2431 
(EbAV-II-Richtlinie), die mit dem EbAV-
II-Umsetzungsgesetz im Januar 2019 in 
nationales Recht umgesetzt wurde, auf-
gegriffen. Hier wird in § 234i VAG u.a. 
gefordert, dass die Altersversorgungs-
einrichtungen offenzulegen haben, wie 
die Anlagepolitik ökologischen, sozialen 
und die Unternehmensführung betref-
fenden Belangen Rechnung trägt. Dabei 
kann der Darlegungspflicht auch dahin-
gehend Folge geleistet werden, dass 
man eine Negativauskunft gibt. Grün-
de für eine Nichtberücksichtigung kön-
nen ebenfalls die etwaig entstehenden 
Kosten für eine explizite Überwachung 
unter Würdigung der Relevanz dieser 
Faktoren für die Anlagestruktur sein.

Die aktuellen Ziele der Europäischen 
Kommission (KOM) greifen aber deut-
lich über die in der EbAV-II-Richtlinie 
getroffenen Anforderungen hinaus: 
Ende 2016 wurde von der KOM im Rah-
men der Initiative zur Kapitalmarktuni-
on eine sog. High Level Expert Group ins 
Leben gerufen, die inzwischen Kriterien 
und Grundsätze für eine nachhaltige 
Finanzierung in der EU erarbeitete und 
diese Anfang Februar 2018 vorstellte. 
Wesentliche Empfehlungen umfass-
ten die zwingende Berücksichtigung 
von Klima- und ESG-Risiken als Teil 
der treuhänderischen Verantwortung in 
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Abhandlungen

Dr. Gerhard Reinecke, Kassel

Rechtsprechung zum 
Betriebsrentenrecht 
2017/2018
I. Einleitung

Der Blick auf die Entscheidungen im Berichtszeitraum 2017/2018 lässt zwei große 
Schwerpunkte erkennen. Den einen bilden die Entscheidungen zu Grundsatzfragen, 
den anderen Urteile zu Diskriminierungsverboten und Gleichbehandlungsgeboten.

II. Grundsätzliche Fragen und Allgemeines

1.	�Begriff der betrieblichen Altersversorgung im Arbeitsrecht – BAG, Urteil vom 
20.3.2018

Auch mehr als 40 Jahre nach Inkrafttreten des BetrAVG und auch nach dem 
Grundsatzurteil des BAG vom 28.10.20081 wird immer wieder über den Begriff der 
betrieblichen Altersversorgung gestritten, meist in Fällen, in denen die Leistungen als 
Übergangsgeld oder ähnliches bezeichnet werden und auf Regelungen beruhen, die 
nicht als Versorgungsordnung bezeichnet sind. So verhält es sich auch im Urteil des 
BAG vom 20.3.20182. 

Der im Februar 1951 geborene Kläger war seit dem 1.9.1965 bei der S.-AG beschäf-
tigt. Bei dieser galt die am 1.1.1982 in Kraft getretene GBV „Vereinbarung zum 
Übergangszuschuss bei Pensionierungen im Tarifkreis“ vom 22.12.1981. Mit diesem 
für sechs Monate gezahlten Zuschuss „soll dem Mitarbeiter der Übertritt in den 
Ruhestand wirtschaftlich erleichtert werden“. Voraussetzung ist, dass der Mitarbeiter 
zehn Dienstjahre abgeleistet hat „und in unmittelbarem Anschluss an die aktive 
Dienstzeit pensioniert wird“. Nach der am 1.10.1983 in Kraft getretenen GBV mit 
demselben Titel bleibt es bei den bis zum 30.9.1983 eingetretenen Arbeitnehmern 
bei der bisherigen Regelung. Das Arbeitsverhältnis ging am 1.1.1997 aufgrund eines 
Betriebsübergangs auf die SR-GmbH, der späteren Schuldnerin, über. Dort gilt die 
BV zur Vereinbarung allgemeiner Rahmenbedingungen für die Beitragsorientierte 
S. Altersversorgung (BSAV SR) vom 21.9.2005 mit ihren Anlagen, in die der Kläger mit 
Wirkung zum 1.10.2005 einbezogen wurde. Nach Nr. 4.6.2 der Anlage 1 (Allgemeine 
Versorgungsbedingungen) erwirbt der Mitarbeiter „im Erlebensfall Anspruch auf die 
Auszahlung des Versorgungsguthabens … als Alterskapital, wenn das Arbeitsverhält-
nis mit oder nach Vollendung des 65.  Lebensjahres (feste Altersgrenze) endet“. In 
Nr. 6.1 der Anlage 3 heißt es, dass „die bestehenden Regelungen im Zusammenhang 
mit der Gewährung von befristeten Übergangszuschüssen, Beihilfen, tariflicher Ster-
befallunterstützung sowie zur befristeten Rentenfortzahlung (befristete Übergangs-
gelder) an den Mitarbeiter bzw. an den hinterlassenen Ehegatten … im bisherigen 
Umfang fortgeführt“ werden und „die Leistungen aus dem integrierten Besitzstand 
sowie aus dem Versorgungskonto … auf die befristeten Übergangsgelder angerechnet 
… werden“. Im Jahre 2008 schlossen der Kläger und die SR einen Altersteilzeitvertrag 
im Blockmodell ab. Dieser endete mit Ablauf der Freistellungsphase am 28.2.2014. 
Durch Beschluss vom 26.9.2012 wurde über das Vermögen der SR GmbH das Insol-
venzverfahren in Eigenverwaltung eröffnet. Der Kläger bezieht seit dem 1.3.2014 eine 
Rente aus der GRV und vom Beklagten eine Betriebsrente in Höhe von monatlich 
290,62 Euro brutto. 

Die Klage auf Zahlung des „Übergangszuschusses“ hatte im Wesentlichen Erfolg. Der 
Übergangszuschuss nach der GBV ist eine Leistung der betrieblichen Altersversor-
gung. Der einzige Orientierungssatz lautet: 

1	� Az.: 3 AZR 317/07, BAGE 128 S. 199 = AP § 3 BetrAVG Nr. 56 = EzA Nr. 92 = BetrAV 2009 S. 370.
2	� Az.: 3 AZR 519/16, NZA 2018 S. 1139 = NZI 2018 S. 649.

EbAV würden laut Erwägungsgrund 13 
über EIOPA-Leitlinien (Artikel 16 EIOPA-
Verordnung) erlassen. Die aba hatte die 
Streichung von Artikel 10 in einem 
Positionspapier von Oktober 2018 mit 
zahlreichen Argumenten befürwortet.

Die „Benchmark-Verordnung“ (COM 
(2018)355) zielt auf die Schaffung einer 
neuen Kategorie von Benchmarks ab. 
Diese sollen es Investoren ermöglichen, 
den CO2-Fußabdruck ihrer Investitionen 
zu vergleichen. Der ECON-Bericht und 
die Ratsposition empfehlen bis spätes-
tens 2021 zu überprüfen, wie ESG-Trans-
parenzanforderungen auf alle Bench-
marks ausgeweitet werden können. 

Mit den ECON-Berichten und Ratspo-
sitionen zur Offenlegungs- sowie zur 
Benchmark-Verordnung liegen die 
Grundlagen für die interinstitutionellen 
Verhandlungen zwischen KOM, Rat und 
EP vor. Eine Verabschiedung beider Ver-
ordnungen vor den EP-Wahlen im Mai 
2019 ist wahrscheinlich.

FAZIT: Die aba unterstützt grundsätz-
lich die Einbeziehung von ESG-Kriterien 
und -Risiken im Anlage- und Risikoma-
nagement einer EbAV. Anlageentschei-
dungen sollten aber weiterhin im Rah-
men des allgemeinen Vorsichtsprinzips 
unter Abwägung aller Risiken und Anfor-
derungen im Interesse aller Begünstigten 
von der EbAV getroffen werden können. 
Trotz der unbestreitbaren Dringlichkeit, 
insbesondere des Klimaschutzes, sollte 
jegliche zusätzliche Regulierung gründ-
lich durchdacht und nicht überstürzt 
werden und sich auf belastbare und 
vergleichbare Daten stützen. Zusätzli-
che ESG-Regulierung für EbAV sollte auf 
den bereits bestehenden Regelungen der 
EbAV-II-RL aufsetzen und den Beson-
derheiten der EbAV sowie ihrer Rolle 
als Nachfrager am Finanzmarkt gerecht 
werden.

Andreas Hilka
Mitglied des Vorstands der

Pensionskasse der Mitarbeiter der Hoechst-
Gruppe VVaG

Leiter des Fachausschusses Kapitalanlage 
und Regulatorik


